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Beilage zum Schweiz. Handelsamtsblatt Nr. 209, vom 3. September 1918 — Suppläment ä la Feuille officielle suisse du commerce, u° 209, du 3 septembre 1918

Ursprungfsausweise
(Bundesratsbeschluss vom 30. August 1918.)

Der schweizerische Bundesrat, gestutzt auf den Bundesbeschluss vom
3. August' 1914 betreffend Massnahmen zum Schutze des Landes und zur
Aufrechthaltung der Neutralität,

beschliesst:

-A. Ursprungsausweis und Ursprungszeugnis

Art. 1. Ursprungsausweis im Sinne dieses Bundesratsheschlusses ist
jede Urkunde, die bestimmt ist, den Ursprung einer Ware festzustellen.

Als Ursprungsausweis gilt namentlich das Ursprungszeugnis.
Art. 2. Ursprungszeugnis im Sinne dieses Bundesratsbeschlusses ist

der Ursprungsausweis, den eine zur Ausstellung von Ursprungszeugnissen
hefugte Stelle (Art. 3) ausgestellt hat.

Der von einem Dritten ausgefertigte Ursprungsausweis gilt als von
einer solchen Stelle ausgestellt, wenn sie die Richtigkeit der in der
Urkunde enthaltenen Angaben auf dieser seihst bescheinigt hat.

Art. 3. Das schweizerische Volkswirtschaftsdepartement bezeichnet
die Zeugnisstellen und umschreibt deren örtliche und sachliche
Zuständigkeit.

' Die Befugnis zur Ausstellung von Ursprungszeugnissen darf nur
solchen Stellen eingeräumt werden, die für pflichtgemässe Durchführung
der Vorschriften dieses Bundesratsheschlusses jede Gewähr bieten.

Die Zuständigkeit der Zeugnisstellen ist so zu ordnen, dass ein
Gesuchsteller für Waren gleicher Art nur von einer Stelle Ursprungszeugnisse

erhalten kann.
Art. 4. Die Zeugnisstelle hat das Ursprungszeugnis nur auszustellen,

wenn sie hierzu zuständig ist und nach pflichtgemässer Prüfung die
Ueherzeugung gewonnen hat, dass die in der Urkunde enthaltenen
Angaben richtig sind.

Art. 5. Die Zeugnisstelle hat, soweit es erforderlich ist, eine
Untersuchung über die Richtigkeit der im Ursprungszeugnisgesuch enthaltenen
Angaben durchzuführen.

Die die Untersuchnug führende Person ist berechtigt, den Gesuch-
steiler und dessen Angestellte zu Protokoll einzuvernehnien.

Der Gesuchsteller ist verpflichtet, der die Untersuchung führenden
Person die erforderlichen Auskünfte zu erteilen, ihr Geschäftsbriefe,
Fakturen, Muster u. dgl. vorzulegen und sie die nötigen Feststellungen in
seinem Betriehe vornehmen zu lassen. Ueber die hierbei gemachten
Wahrnehmungen und Feststellungen ist Stillschweigen zu beobachten.

Die Kosten der Untersuchung sind vom Gesuchsteller vorzuschiessen
und werden von ihm getragen.

Art. 6. Die Zeugnisstelle kann durch Vermittlung der Organe der
Zollverwaltung einer mit Ursprungszeugnis versehenen Warensendung zu
Kontrollzwecken Muster entnehmen lassen.

Art. 7. Die Zeugnisstelle hat über ihre Tätigkeit so Buch zu führen,
dass sie jederzeit in der Lage ist, über Nummer und Inhalt des
ausgestellten Ursprungszeugnisses und über das Datum der Ausstellung sowie
gegebenenfalls üher die abgewiesenen Begehren um Ausstellung von
Ursprungszeugnissen Aufschluss zu gehen.

Art. 8. Die Stelle, die das Ursprungszeugnis ausgestellt hat, hat die
ihr als Beleg eingereichten Urkunden vor der Rückgabe mit Datumsvermerk

abzustempeln und, wenn möglich, für die gleiche Verwendung
untauglich zu machen.

Sie kann vom Gesuchsteller eine schriftliche Erklärung darüber,
welche Belege er als Ursprungsausweise beigebracht hat, sowie beglaubigte

Kopien dieser Ursprungsausweise verlangen.
Art. 9. Die Organe der Zeugnisstellen und die mit der Untersuchung

des Ursprungs einer Ware hetrauten Personen sind verpflichtet, ihrer
Zeugnisstelle Mitteilung zu machen, wenn Verdacht besteht oder
festgestellt ist, dass eine Strafhestimmung über Ursprungsausweise ühertreten
worden ist.

Besteht ein solcher Verdacht, so hat die Zeugnisstelle eine
Untersuchung durchzuführen. Dabei sind die Art. 5 und 6 dieses Bundesratsheschlusses

entsprechend anwendbar.
Die Zeugnisstelle ist verpflichtet, Strafanzeige zu erstatten, wenn sie

von einer Uebertretung der Strafbestimmungen über Ursprungsausweise
Kenntnis erhält.

Art. 10. Den Organen der Zeugnisstellen und den mit der
Untersuchung des Ursprungs einer Ware hetrauten Personen als solchen ist es

untersagt, ein Geschenk oder einen andern ihnen nicht gebührenden Vorteil

zu fordern, anzunehmen oder sich versprechen zu lassen.
Diese Personen handeln auch dann pflichtwidrig, wenn das Geschenk

oder der Vorteil nicht für sie selbst hestimmt ist, sowie auch dann,
wenn mit ihrem Wissen und Willen ein Dritter das Geschenk oder den
Vorteil fordert, annimmt oder sich versprechen lässt.

Art. 11. Die Zeugnisstellen sind hinsichtlich der ihnen durch diesen
Bundesratsbeschluss zugewiesenen Tätigkeit der Aufsicht des schweizerischen

Volkswirtschaftsdepartements unterstellt.'
Die mit der Ausstellung von Ursprungszeugnissen hefassten und die

mit der Untersuchung des Ursprungs einer Ware hetrauten Personen
nnterstehen der Aufsicht und Disziplinargewalt der Zeugnisstellen.

Diese Personen sind disziplinarisch zu strafen, wenn sie sich in ihren
dienstlichen Funktionen pflichtwidrige Handlungen oder Unterlassungen
zuschulden kommen lassen oder Handlungen begehen, die mit der
Ausübung ihrer Funktionen als unverträglich erscheinen.

Als Disziplinarstrafen können über den Fehlbaren Ordnungsbusse von
fünf his fünfhundert Franken, Einstellung auf höchstens drei Monate
oder Entlassung verhängt werden. Die Ordnungsbussen fallen der
Winkelriedstiftung zu.

Art. 12. Ueber Beschwerden gegen die Amtsführung einer Zengnis-
stelle entscheidet nach Einvernahme derselben endgültig das schweizerische

Volkswirtscbaftsdepartement.

Die Frist zur Anhebung der Beschwerde beträgt zehn Tage; wegen
Rechtsverweigerung oder Rechtsverzögerung kann jederzeit Beschwerde
geführt werden.

B. Kontrolle bei der Warenausfuhr

|?Art. 13. Bei der Warenausfuhr ist das Ursprungszeugnis den
Begleitpapieren (Frachtbrief, Posthegleitadresse, Zolldeklaration usw.) der
Seidung beizufügen, zu der es gehört.

In der Zolldeklaration sollen vorgemerkt werden die Stelle, die das
Ursprungszeugnis ausgestellt hat, die Nummer des Ursprungszeugnisses
und das Datum der Ausstellung.

Art. 14. Die Verwendung der Ursprungszeugnisse hei der Warenausfuhr
wird von den Organen der Eisenhahnen, der Post und des Zolls

überwacht.
Diese Organe haben zu prüfen, ob das Ursprungszeugnis von einer

befugten Stelle formell richtig ausgestellt ist.
Die Zollämter haben überdies, soweit möglich, zu prüfen, ob die im

Ursprungszeugnis enthaltenen Angahen richtig sind.
Art. 15. Nicht beanstandete Ursprungszeugnisse sind von der mit der

Prüfung der Warensendung hefassten Amtsstelle abzustempeln und den
Begleitpapieren wieder beizufügen.

Die Zollämter haben auf Ersuchen einer Zeugnisstelle den mit
Ursprungszeugnissen austretenden Waren zu Kontrollzwecken Muster zu
entnehmen und diese aufzubewahren, his die ersuchende Stelle anders
verfügt.

Art. 16. Die mit der Prüfung der Warensendung befassten Amtsstellen
haben unrichtige oder unvollständige Ursprungszeugnisse zur Richtigstellung

oder Ergänzung zurückzugeben, sofern nicht angenommen werden

kann, dass eine strafbare Handlung vorliegt.
Art. 17. Besteht Verdacht oder ist festgestellt, dass eine strafbare

Handlung vorliegt, so wird die Warensendung zurückbehalten.
Die mit der Prüfung der Warensendung hefasste Amtsstelle führt

eine vorläufige Untersuchung durch. Dahei sind die Art. 2, 5 und 6 des
Bundesgesetzes betreffend das Verfahren hei Uebertretung fiskalischer
und polizeilicher Bundesgesetze vom 30. Juni 1849 entsprechend
anwendbar.

i Die Akten der vorläufigen Untersuchung sind auf dem Dienstwege
t der Oberbehörde (Generaldirektion der • Schweizerischen Bundesbahnen,
| Oherpostdirektion und Oberzolldirektion) und von dieser an die zurAus-
j Stellung von Ursprungszeugnissen befugte Stelle zu übermitteln.
I

C. Straf- und Strafverfahrensbestimmungen

Art. 18. Soweit die nachfolgenden Vorschriften nicht anders bestimmen,

findet der erste Abschnitt des Bundesgesetzes vom 4. Fehruar 1853
über das Bundesstrafrecht der schweizerischen Eidgenossenschaft
sinngemäss Anwendung.

Art. 19. Wenn dieser Bundesratsbeschluss es nicht anders bestimmt,
ist strafbar nur, wer vorsätzlich gehandelt hat.

Art. 20. Bestimmt es dieser Bundesratsheschluss nicht anders, so ist
die kürzeste Dauer der Zuchthausstrafe ein Jahr, die längste Dauer drei
Jahre.

Bestimmt es dieser Bundesratsbeschluss nicht anders, so ist die
kürzeste Dauer der Gefängnisstrafe acht Tage, die längste Dauer zwei Jahre.

Der geringste Betrag der Busse ist hundert Franken, der höchste
fünfhunderttausend Franken.

Eine Umwandlung der Busse in Freiheitsstrafe findet nicht statt.
Art. 21. Gegenstände, die zur Verübung einer strafbaren Handlung

gedient haben oder hestimmt waren oder durch eine strafbare Handlung
hervorgebracht worden sind, können vom Strafrichter eingezogen werden
und verfallen dann dem Staate, dessen Gerichte über die strafbare Hand-
lnng geurteilt haben.

Der Staat, dessen Gerichte über eine der in Art. 24 his 30 und 33
dieses Bundesratsbeschlusses vorgesehenen strafbaren Handlungen urteilen,
kann vom Strafrichter verlangen, dass die Waren, auf die sich die strafbare

Handlung bezieht, mit Beschlag belegt werden und hat daran für
Busse und Kosten ein Retentionsrecht.

Art. 22. Die Strafbestimmungen dieses Bundesratsbeschlusses über den
Ursprungsausweis, der nicht Ursprungszeugnis ist, finden Anwendung auf
die in der Schweiz begangenen strafbaren Handlungen, die sich auf
Ursprungsausweise des Anslandes beziehen.

Art. 23. Die Strafhestimmungen dieses Bundesratsheschlusses finden
auch Anwendung auf im Ausland hegangene Fälschungen oder
Verfälschungen von Ursprungszeugnissen und auf den Gebrauch von gefälschten,
verfälschten oder unrichtigen Ursprungszeugnissen gegenüber schweizerischen

Amtsstellen im Auslände.
Art. 24. 1. Wer ein Ursprungszeugnis fälscht oder verfälscht oder die

echte Unterschrift des Organes einer zur Austeilung von UrsprungszeHg-1
nissen hefugten Stelle zur Herstellung eines unwahren Ursprungszeugnisses

benützt,
wer den Befund oder das Gutachten einer mit der Untersuchung der

Ware betrauten Person (Art. 5 und 9) fälscht oder verfälscht oder deren
echte Unterschrift zur Herstellung eines unwahren Befundes oder
Gutachtens benützt,

wird mit Zuchtbaus bis zu zebn Jahren und Busse oder mit Gefängnis
und Busse hestraft.

2. Wer einen Ursprungsausweis, der nicht Ursprungszeugnis ift,
fälscht oder verfälscht oder die echte Unterschrift eines andern zur
Herstellung einer unwahren Urkunde dieser Art henützt, wird mit Zuchthaus

bis zu füuf Jahren und Busse oder mit Gefängnis und Busse bestraft.



Art. 25. 1. Das Organ einer zur Ausstellung von Ursprungszeugnissen
befugten Stelle, das in einem Ursprungszeugnis eine rechtlieh erhehllche
Tatsaehe unrichtig beurkundet,

die mit der Untersuchung des Usprungs einer Ware betraute Person
(Art. 5 und 9), die üher rechtlich erhehliche Tatsachen einen unrichtigen
Befund oder ein unrichtiges Gutachten abgiht,

• wird mit Zuchthaus und Busse oder mit Gefängnis und Busse hestraft.
2. Wer in einem Ursprungsausweis, der nicht Ursprungszeugnis ist,

eine reehtlieh erhebliche Tatsache unrichtig beurkundet, wird mit
Gefängnis und Busse oder mit Gefängnis oder mit Busse hestraft.

Art. 26. 1. Wer ein gefälschtes, verfälschtes oder unrichtiges
Ursprungszeugnis, einen solchen Befund oder ein solehes Gutachten zur
Täuschung gehraueht, wird mit Zuehthaus und Busse oder mit Gefängnis
und Busse hestraft.

2. Wer einen solehen Ursprungsausweis, der nieht Ursprungszeugnis
ist, zur Täusehung gebraucht, wird mit Gefängnis und Busse oder mit
Gefängnis oder mit Busse bestraft.

Art. 27. 1. Wer vorsätzlich ein Ursprungszeugnis für Waren
verwendet, zu denen es nicht gehört, wird mit Zuchthaus und Busse oder
mit Gefängnis und Busse bestraft.

2. Wer vorsätzlich einen Ursprungsausweis, der nicht Ursprungszeugnis
ist, für Waren verwendet, zu denen er nieht gehört, wird mit

Gefängnis und Busse oder mit Busse bestraft.
3. Handelt der Täter fahrlässig, so wird er mit Busse bestraft.
Art. 28. 1. Wer durch Täuschung bewirkt, dass das Organ einer zur

Ausstellung von Ursprungszeugnissen befugten Stelle in dem Ursprungszeugnis

eine rechtlich erhebliche Tatsaehe unrichtig beurkundet,
wer durch Täusehung bewirkt, dass die mit der Untersuchung des

Ursprungs einer Ware hetraute Person (Art. 5 und 9) über rechtlich
erhehliche Tatsachen einen unrichtigen Befund oder ein unrichtiges
Gutachten ahgiht,

wird mit Zuehthaus und Busse oder mit Gefängnis und Busse bestraft.
2. Wer dureh Täusehung bewirkt, dass in einem Ursprungsausweis,

der nieht Ursprungszeugnis ist, eine rechtlieh erhehliehe Tatsaehe
unrichtig heurkundet wird, wird mit Gefängnis und Busse oder mit Gefängnis

oder mit Busse bestraft.
Art. 29. 1. Wer dem Organ einer zur Ausstellung von Ursprungszeugnissen

hefugten Stelle (Art. 3) oder der mit der Untersuchung des
Ursprungs einer Ware oder der Warensendung hetrauten Person (Art. 5,
9 und 14) für eine künftige Handlung, die eine Verletzung der dienstlichen

oder amtlichen Pfliehten enthält, ein Gesehenk oder einen andern
Vorteil anbietet, verspricht, gibt oder zukommen lässt, wird mit
Gefängnis und Busse bestraft.

Diese Strafhestimmung findet aueh Anwendung, wenn das Geschenk
oder der Vorteil nicht für den zu Bestechenden selbst bestimmt ist, sowie
aueh dann, wenn der Täter das Gesehenk oder den Vorteil mit Wissen
und Willen des zu Bestechenden einem Dritten anbietet, versprieht, gibt
oder zukommen lässt.

2. Die Zuwendung oder deren Wert verfällt dem Staate, dessen
Gerichte über die strafbare Handlung geurteilt hahen.

Art. 30. 1. Die Organe der zur Ausstellung von Ursprungszeugnissen
befugten Stellen oder die mit der Untersuchung des Ursprungs einer
Ware oder der Warensendung hetrauten Personen, die für eine Handlung,
die eine Verletzung der dienstlichen oder amtlichen Pfliehten enthält,
ein Gesehenk oder einen andern ihnen nieht gehührenden Vorteil fordern,
annehmen oder sich versprechen lassen, werden mit Zuchthaus und Busse
oder mit Gefängnis und Busse bestraft.

2. Die in Ziffer 1 genannten Personen werden, wenn sie für eine
künftige Handlung, die keine Verletzung der dienstlichen oder amtlichen
Pflichten enthält, ein Gesehenk oder einen andern ihnen nicht gebührenden

Vorteil fordern, annehmen oder sieh versprechen lassen, mit Gefängnis
bis zu sechs Monaten oder mit Busse hestraft.
3. Die Strafbestimmungen der Ziffern 1 und 2 finden aueh Anwendung,

wenn das Geschenk oder der Vorteil nicht für den Täter selbst
bestimmt ist, sowie auch dann, wenn mit Wissen und Willen des Täters
ein Dritter das Geschenk oder den Vorteil fordert, annimmt oder sieh
versprechen lässt.

4. Die Zuwendung oder deren Wert verfällt dem Staate, dessen
Gerichte über die strafbare Handlung geurteilt haben.

Art. 31. Wer, ohne zur Ausstellung von Ursprungszeugnissen hefugt
zu sein, sich diese Befugnis anmasst, wird mit Gefängnis und Busse oder
mit Busse bestraft.

Art. 32. Wer das Organ einer zur Ausstellung von Ursprungszeugnissen
befugten Stelle (Art. 3) oder die mit der Untersuchung des

Ursprungs der Ware oder der Warensendung hetraute Person (Art. 5, 9 und
14) an einer innerhalb ihrer amtliehen oder dienstlichen Befugnisse
liegenden Handlung hindert oder einer von ihnen innerhalb ihrer
Zuständigkeit erlassenen Verfügung nicht Folge leistet, wird mit Busse
bestraft.

Art. 33. Wer die gestützt auf Art. 36 bis 38 dieses Bundesrats-
heschlusses verhängte Sperre brieht oder umgeht, wird mit Gefängnis
und Busse oder mit Busse hestraft.

Art. 34. Die" Verfolgung und Beurteilung der genannten strafbaren
Handlungen liegt den Kantonen oh, soweit nicht der Bundesrat Ueber-
weisung an das Bundesgtricht verfügt.

|Art.35. Ist wegen einer Uebertretung der Strafhestimmungen über
Ursprungsausweise gegen ein Organ einer zur Ausstellung von Ursprungszeugnissen

befugten Stelle Strafklage erhohen worden, so wird das Organ
von der ihm vorgesetzten Stelle für die Dauer des Strafverfahrens in
seinen Funktionen im Ursprungsausweisverkehr eingestellt.

Ü D. Sperre

Art. 36. Die Zeugnisstelle kann die Ausstellung von Ursprungszeugnissen
sistieren gegenüber einer Firma, gegen deren Inhaher, Teilhaber,

Organ, Bevollmächtigten oder Angestellten wegen einer der in Art. 24
bis 30 und 33 dieses Bundesratsbeschlusses bezeichneten strafbaren
Handlungen Strafanzeige eingereicht worden ist. Die Sistierungsverfügung ist
sofort dem schweizerischen Volkswirtschaftsdepartement, unter Angabe
des Sachverhaltes, zur Genehmigung vorzulegen.

Das sehweizerisehe Volkswirtsehaftsdepartement kann einer Firma
für die Dauer des Strafverfahrens den Ansprueh auf Ausstellung von
Ursprungszeugnissen entziehen, wenn die Voraussetzungen des ersten
Satzes dieses Artikels vorliegen. Die vom Departement erlassene
provisorische Sperrverfügung ist nieht weiterziehhar.
STjAArt. 37. Der Anspruch auf Ausstellung von Ursprungszeugnissen kann
der Firma bis auf drei Jahre entzogen werden, wenn deren Inhaber,
Teilhaber, Organ, Bevollmächtigter oder Angestellter .wegen einer der in
Art. 24 his 30 und 33 dieses Bundesratsbcsehlusses bezeichneten strpf-
haren Handlungen verurteilt worden ist, und wenn festgestellt ist. dass
den Inhaber, einen Teilhaber, ein Gesellschaftsorgan oder einen im Ham-
delsregistei eingetragenen Vertreter der Firma ein Verschulden
irgendwelcher Art an der strafbaren Handlung trifft.

Die gleiehe Massregel kann aueh gegen den Verurteilten, selbst
ergriffen werden. BF/fc--.

Art. 38. Die Sperre des Art. 37 dieses Bundesratsbeschlusses wird vom
schweizerischen Volkswirtsehaftsdepartement nach Durchführung einer
Untersuchung verhängt, in der die beteiligte Firma und die Zeugnisstelle
anzuhören sind.

Die definitive Sperrverfügung des Departements kann innert zehn
Tagen naeh der Mitteilung an eine vom Bundesrat zu ernennende,
dreigliedrige Rekurskommission weitergezogen werden. Die Weiterziehung hat
keine aufsehiehende Wirkung.

Auf Gesuehe um Wiedererwägung von Sperrverfügungen des Departements

oder von Entscheiden der Rekurskommission darf nur eingetreten
werden, wenn sie sich aufj neu entdeckte oder erst eingetretene
Tatsachen stützen A "(h

g| E. Schlussbestimmungen

£ fr, Art. 39. Dieser Bundesratsheschlussg tritt am 15. Oktober 1918 in
Kraft.v"" £$& j^'fe
*5£=;Der Bundesratsbesehluss betreffend^Ursprungszeugnisse (vom 25.
August 1916) und der Bundesratshesehluss zur Ergänzung des Bundesrats-
besehlusses vom 25. August 1916 betreffend Ursprungszeugnisse (vom
14. Oktober 1916) finden nur noch Anwendung auf vor dem Inkrafttreten
dieses Bundesratsbeschlusses hängig gemachte Gesuche um Ausstellung
von Ursprungszeugnissen und auf vor dem Inkrafttreten dieses Bundes-
ratsbesehlusses begangene strafbare Handlungen.

Art. 40. Das schweizerische Volkswirtsehaftsdepartement ist mit der
Vollziehung dieses Bundesratshesehlusses beauftragt und erlässt die hierzu

erforderliehen Weisungen und Verfügungen.



Documents d'origine
(Arröte du Conseil federal du 30 aotit 1918.)

Le Conseil federal suisse, se fondant sur Tarrötö föderal du 3 aoüt
1914 relatif aux mesures propres ä assurer la söcurite du pays et le
maintien de sa neutrality,

arröte:

A. Document d'origine et certificat d'origine

Article premier. Le document d'origine au sens du present arrete
est tout titre destine ä constater l'origine d'une marchandise.

Est notamment considere commc tcl le certificat d'origine.
Art. 2. Le certificat d'origine au sens du present arröte est le document

d'origine ötabli par un office (art. 3) autorise ä dölivrer des certifi-
cats d'origine.

Le document d'origine etabli par un tiers est consid6r6 commc öma-
nant d'un tel office, lorsque celui ci a attests dans le titre möme Texacti-
tude des indications qu'il renferme.

Art. 3. Le Departement suisse de T6conomic publique dösigne les
offices de delivrance et il en dötermiue la competence territoriale et
materielle.

L'autorisation de delivrer des certificats d'origine ne peut etre ac-
cordee qu'aux offices offrant toutes garanties pour l'application scrupu-
leuse des prescriptions contenues dans le present arröte.

La competence des offices est r6gl6e de telle fa?on que lc requörant
ne puisse obtenir que d'un seul et möme office des certificats d'origine
pour les marchandiscs de möme genre.

Art. 4. L'office ne doit etablir un certificat d'origine que s'il en a
la competence ct s'il est convaincu, ä la suite d'un examen scrupuleux,
de l'exactitude des indications que le titre renferme.

Art. 5. L'office doit proceder, en tant que de besoin, ä une enquöte
sur l'exactitude des indications contenues dans la demande de certificat
d'origine.

La personne dirigeant Tcnquötc a le droit de soumettre le requerant
et ses employes ä un interrogatoire dont il est dresse procös-vcrbal.

Le requerant est astreint ä fournir les renseignements necessaires ä
la personne qui dirige l'enquete, ä lui presenter ses lettres d'affaires,
factures, echanlillons, etc., ainsi qu'ä la laisser proc6der aux constata-
tions n6cessaires dans son exploitation. Le secret doit etre observe sur
les remarques et constatations faites.

Le requerant fait l'avance des frais d'enquöte et supporte ceux-ci.
Art. 6. L'office peut faire pr61ever dans un but de contröle, par

l'entremise des organes de l'administration des douanes, un 6cbantillon
de l'envoi de marcbandise pourvu du certificat d'origine.

Art. 7. L'office doit tenir des livres, de fa?on & etre constamment
en mesure de renseigner sur le num6ro et le contenu du certificat d'origine

dclivrö, sur la date de la delivrance et, le cas öch6ant, sur les de-
mandes de d&ivTance d'un certificat d'origine qui ont et6 6cartees.

Art. 8. L'office qui a d61ivr6 le certificat d'origine appose un timbre
ä date, avant restitution, sur les titres justificatifs produits et, si
possible, il rend ceux-ci impropres ä nouvel usage dans le möme but.

II peut exiger du requ6rant une declaration 6crite des titres justifi-
catifs produits comme documents d'origine, ainsi que des copies 16gali-
sees de ces documents d'origine.

Art. 9. Les organes des offices et les personnes chargees de l'enquete
sur l'origine d'une marchandise sont tenus d'aviser l'office en cause,
lorsqu'il y a soupQon ou constatation d'infraction ä une disposition
penale.

Si un tel soup?on existe, l'office procede ä une enquetc. Sont alors
applicables par analogie les art. 5 et 6 du present arrete.

L'office est tenu de denoncer les cas d'infraction ä une disposition
penale qui parviennent ä sa connaissance.

Art. 10. II est interdit aux organes des offices, ainsi qu'aux personnes
cbarg6es de l'enquete sur l'origine d'une marcbandise, de solliciter, d'ac-
cepter ou de se faire promettre comme tels un don ou un avantage quel-
conque auquel ils n'ont pas droit.

Ces personnes sont egalement coupables lorsque le don ou l'avantage
ne leur est pas destine, de meme que si e'est un tiers qui, ä leur
connaissance et selon leur volonte, sollicite, accepte ou se fait promettre le
don ou l'avantage.

Art. 11. Les offices sont soumis, quant ä l'activite que leur attribue
le present arröte, ä la surveillance du Departement suisse de l'6conomie
pnblique.

Les personnes charg6es d'6tablir des certificats d'origine ou d'exa-
miner l'origine d'une marcbandise sont soumises ä la surveillance et au
pouvoir disciplinaire des offices.

Ces personnes sont punies disciplinairement lorsqu'elles se rendent
coupables, dans l'exercice de leurs fonctions, d'actes ou omissions con-
traires ä leur devoir on qu'elles commettent des actes qui paraissent in-
compatibles avec l'exercice de leurs fonctions.

Les peines disciplinaires appliquees au fautif sont Tarnende disciplinaire
de cinq ä cinq cents francs, la suspension pour trois mois au plus

on le renvoi. Le produit des amendes disciplinaires öehoit ä la fondation
Winkelried.

Art. 12. Le Departement suisse de l'economie publique statue döfini-
tivement sur les plaintes portees contre la gestion d'nn office aprös l'a-
voir entendu.

Le deiai de recours est de dix jonrs. II peut etre porte plainte en
tout temps pour d6ni de justice ou retard non justifie.

B. Contröle ä ('exportation des marchandises

Art. 13. Le certificat d'origine est joint, lors de Texportation de la
marchandise, aux papiers d'accompagnement (lettre de voiture, bulletin
d'expedition de la poste, declaration en douane pour Texportation, etc.)
de l'envoi auquel il se rapporte.

La declaration en douanc est revötue d'une annotation indiquant
l'office qui a deiivr6 le certificat d'origine, lc num6ro de ce certificat ct
la date de la delivrance.

Art. 14. Les organes des chemins de fer, des postes et des douanes
surveillent Temploi des certificats d'origine lors de Texportation de la
marchandise.

Ces organes examinent si le certificat d'origine a et6 delivrö en
due forme par un office autorise.

Les bureaux de douane examinent de plus, dans la mesure du
possible, si les indications contenues dins le certificat d'origine sont exactes.

Art. 15. L'autorite occupee ä examiner l'envoi de marchandises
timbre les certificats d'origine non contestes et joint de nouveau ceux-ci
aux papiers d'accompagnement.

Les bureaux de douanes prölevent dans un but de contröle, ä requisition

d'un office autorise ä dölivrer des certificats d'origine, un echan-
tillon de la marchandise qui sort pourvue du certificat d'origine et ils
conservent cet 6chantillon i jusqu'ä ce que l'office requerant en decide
autrement.Tg g g
53*!"*Art. lö^üLes autoritös occup6esJ(ä~examiner l'envoi de marchandise
restituent pour correction ou complement les certificats d'origine in-
exacts ou incomplets, dans la mesure oü Texistence d'un acte punissable
ne saurait etre admise.

Art. 17. Lorsqu'il y a souppon ou constatation de Texistence d'un
acte punissable, l'envoi de marcbandise est retenu.

L'autorite occupöe ä examiner de l'envoi de marchandise proeöde ä
une enquöte provisoire. Sont dans ce cas applicables par analogie les
art. 2, 5 et 6 de la loi föderale du 30 juin 1849 sur le mode deproeöder
ä la poursuite des contraventions aux lois fiscales et de police de la
Confederation.

Le dossier de Tcnquöte provisoire est transmis par la voie du
service ä l'autorite supörieure (direction generale des chemins de fer f6d6-
raux, direction generale des postes ct direction gönörale des douanes) et
par celle-ci ä l'office autorise ä dölivrer des certificats d'origine.
maoBBsszsmsBtss&is^?,.

0ÜÜC. Dispositions de droit penal et de procedure penale

Mfr-ifArt. 18. La premiöreSpartieXdu Code',p6nal7federal du 4 fövrier 1853
est applicable par analogie, pour autant que les prescriptions suivantes
n'en disposent pas autrement.

Art. 19. Sauf disposition contraire du präsent arröte, seul celui qui a
agi intentionnellement est punissable.

Art. 20. Pour autant que cet arröte n'en dispose pas autrement, la
duröe de la röclusion est d'un as au moins et de trois ans au plus.

Pour autant que cet arröte n'en dispose pas autrement, la duröe de
Temprisonnement est de huit jours au moins et de deux ans au plus.

L'amende est de cent francs au moins et de cinq cent mille francs
au plus.

L'amende nc peut pas ötre convertie en peine privative de libertä.
Art. 21. Les objets qui ont servi ou devaient scrvir ä commettre un

acte punissable, ou qui ont 6te cr66s par un tel acte, pcuvent etre confis-
quös par le juge pönal et sont acquis dans ce cas ä l'Etat dont les tri-
bunaux ont jugö l'acte punissable.

L'Etat dont les tribunaux jugent un des actes punissables prevus aux
articles 24 ä 30 et 33 du prösent arrötö, .peut requörir du juge pönal le
söquestre des marebandises auxquelles se rapporte l'acte punissable et il
a, pour garantie du paiement de Tarnende et des frais, un droit de
retention sur ces marebandises.

Art. 22. Les dispositions pönales du prösent arröte relatives au
document d'origine ne constituant pas un certificat d'origine sont applicables

aux actes punissables commis en Suisse qui concernent des
documents d'origine de Tötranger.

Art. 23. Les dispositions pönales du prösent arröte sont ägalement
applicables aux contrefagons ou falsifications de certificats d'origine com-
mises ä Tötranger, ainsi qn'ä l'usage, vis-ä-vis d'autoritös suisses en pays
ötranger, de certificats d'origine falsifies, contrcfaits ou inexaets.

Art. 24. 1. Celui qui aura contrefait ou falsifiä un certificat d'origine

ou qui, dans le but de fabriquer un certificat d'origine supposö,
aura abusö de la signature r6elle de Torgane d'un office autorisö ä
delivrer des certificats d'origine,

celni qui aura contrefait ou falsifiö le constat ou rapport d'une
personne chargöe de Tenquöte sur l'origine d'une marchandise (art. 5 et
9) ou qui, dans le but de fabriquer un constat ou rapport supposö, aura
abusö de la signature röelle de cette personne,

sera puni de la röclusion jusqu'ä dix ans et de Tarnende ou de
Temprisonnement et de Tarnende.

2. Celui qui aura contrefait ou falsifie un document d'origine ne
constituant pas un certificat d'origine on qui, dans le but de fabriquer
un titre suppose de ce genre, aura abusö de la signature r6elle d'autrui,
sera puni de la röclnsion juqu'ä cinq ans et de Tarnende ou de
Temprisonnement et de Tarnende.

Art. 25. 1. L'organe d'un office autorisö ä dölivrer des certificats
d'origine qni anra constate faussement dans un certificat un fait ayant
une portöe juridique,
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celui qui, ötant cbargö de Tenquöte sur l'origine d'une marchandise
'(art. 5 et 9), aura fourni un constat ou un rapport faux sur des faits
ayant une portöe juridique,

sera puni de la röclusion et de Tarnende ou de Temprisonnement et
de Tarnende.

2. Celui qui aura constate faussement un fait ayant une port6e
juridique dans un document d'origine ne constituant pas un certificat d'ori-
gine sera puni de Temprisonnement et de Tarnende ou de Temprisonnement

ou ae Tarnende.
Art. 26. 1. Celui qui, pour tromper autrui, aura fait usage d'un

certificat d'origine, constat ou rapport contrefait, falsifie ou faux, sera puni
de la röclusion et de Tarnende ou de Temprisonnement et de Tarnende.

2. Celui qui, pour tromper autrui, aura fait usage d'un tel document
d'origine ne constituant pas un certificat d'origine, sera puni de
Temprisonnement et de Tarnende ou de Temprisonnement ou de Tarnende.

Art. 27. 1. Celui qui, intentionnellement, aura utilise un certificat
d'origine pour des marchandises auxquelles il ne se rapporte pas, sera
puni de la röclusion et de Tarnende ou de Temprisonnement et de
Tarnende.

2. Celui qui, intentionnellement, aura utilisö un document d'origine
ne constituant pas un certificat d'origine pour des marebandises
auxquelles il ne se rapporte pas, sera puni de Temprisonnement et de
Tarnende ou de Tarnende.

3. Lorsque l'auteur aura agi par negligence, il sera puni de Tarnende.
Art. 28. 1. Celui qui, en induisant en erreur Torgane d'un office auto-

rise ä dölivrer des certificats d'origine, l'aura conduit ä constater faussement

dans un tel certificat un fait ayant une portöe juridique,
celui qui, en induisant en erreur la personne chargöe de faire

Tenquöte sur l'origine d'une marchandise (art. 5 et 9), l'aura conduite ä
fournir un constat ou rapport faux sur un fait ayant une portöe juridique,

sera puni de la röclusion et de Tarnende ou de Temprisonnement et
de Tarnende.

2. Celui qui, en induisant en erreur, aura obtenu que dans un
document d'origine ne constituant pas un certificat d'origine un fait ayant
une portöe juridique soit constats faussement, sera puni de Temprisonnement

et de Tarnende ou de Temprisonnement ou de Tarnende.
Art. 29. 1. Celuj qui, pour döterminer Torgane d'un office autorisö

ä dölivrer des certificats d'origine ou la personne chargee de faire l'en-
quete sur l'origine d'une marchandise ou Texpödition de cette derniöre
(art. 5, 9 et 14) ä proceder ä un acte impliquant une violation des
devoirs de son service ou de sa charge, lui aura offert, promis, donnö ou
fait tenir un don ou un autre avantage quelconque, sera puni de
Temprisonnement et de Tarnende.

Cette disposition pönale sera aussi applicable lorsque le don ou autre
avantage n'aura pas öte destine ä Torgane ou ä la personne ä corrompre
on que, au su et selon la volontö de cet organe ou de cette personne,
l'auteur aura offert, promis, donnö ou fait tenir ä un tiers le don ou
autre avantage.

2. Le don ou autre avantage, le cas öcbeant son produit, est acquis
ä l'Etat dont les tribunaux ont juge l'acte punissable.

Art. 30. 1. Les organes des offices ou les personnes chargees de faire
Tenquöte sur l'origine d'une marchandise ou Texpedition de cette
derniöre qui, pour proeöder ä un acte impliquant une violation des devoirs
de leur service ou de leur charge, auront d'avance sollicitö, aeeeptö ou
se seront fait promettre un don ou un autre avantage quelconque auquel
ils n'avaient pas droit, seront punis de la röolusion et de Tarnende, ou
de Temprisonnement et de Tarnende.

2. Les personnes mentionnöes sous chiffre 1er ci-dessus qui, pour
proeöder ä un acte n'impliquant pas une violation des devoirs de leur
service ou de leur charge, auront sollicitö, aeeeptö ou se seront fait
promettre un don ou un autre avantage quelconque auquel elles n'avaient
pas droit, seront punies de Temprisonnement jusqu'ä six mois ou de
Tarnende.

3. Les dispositions pönales sous ebiffre 1 et 2 seront aussi
applicables lorsque le don ou autre avantage n'aura pas ötö destine ä l'auteur
lui-möme ou que, au su et selon la volontö de l'auteur, un tiers aura
sollicitö, aeeeptö ou se sera fait promettre le don ou autre avantage.

4 Le don ou autre avantage, le cas öchöant son produit, est acquis
& l'Etat dont les tribunaux ont juge l'acte punissable.

Art. 31. Celui qui, sans avoir etö autorisö ä delivrer des certificats
d'origine, aura usurpe Texercice de ces fonetions, sera puni de
Temprisonnement et de Tarnende ou de Tarnende.

Art. 32. Celui qui aura empöche Torgane d'un office (art. 3) ou la
personne chargöe de faire Tenquöte sur l'origine de la marchandise ou
Texpödition de cette derniöre (art. 5, 9 et 14) de proeöder ä un acte
rentrant dans ses fonetions officielles ou son service ou qui ne se sera pas
conformö ä une döcision prise par cet organe ou cette personne dans les
limites de sa compötence, sera puni de 1 amende.

Art 33. Celui qui aura violö ou ölude Texclusion prononcöe en vertu
des art. 36 & 38 du prösent arrötö, sera puni de Temprisonnement et de
Tarnende ou de Tarnende.

Art. 34. Les cantons poursuivent et jugent les actes punissables men-
tionnös, pour autant que le Conseil födöral n'ordonne pas le renvoi au
Tribunal födöral.

Art. 35. Lorsque plainte pönale a ete portee, pour contravention aux
dispositions pönales sur. les documents d'origine, contre Torgane d'un
office autorisö ä delivrer des certificats d'origine, Toffice dont döpend
Torgane suspend celui-ci, pour la duröe de la procedure pönale, dans
Texercice de ses fonetions relatives aux documents d'origine.

D. Exclusion

Art. 36. Les offices peuvent suspendre la dölivrance de certificats
d'origine ä une maison, si une plainte a ötö portee contre un chef, un
associe, un .organe, un fondö de pouvoirs ou un employe de cette maison
pour Tun des actes punissables mentionnös aux art. 24 ä 30 et 33 du
present arröte. La mesure de suspension est immödiatement soumise, avec
indication des faits, ä Tapprobation du Döpartement suisse de l'econo-
mie publique.

Le Döpartement suisse de l'öconomie publique peut priver une maison

pour la duree de la proeödure pönale du droit de se faire dölivrer
des certificats d'origine, si les conditions prevues au premier alinea du
prösent article sont remplies. II n'y a pas de recours contre cette mesure
provisoire d'exclusion prise par le döpartement.

Art. 37. La maison peut ötre privöe pour trois ans au plus du droit
de se faire dölivrer des certificats d'origine, si le chef, un associe, un
organe, un fondö de pouvoirs ou un employö de cette maison a ötö con-
damnö pour Tun des actes punissables prövus aux art. 24 ä 30 et 33 du
prösent arröte et s'il est constate qu'une faute quelconque est imputable,
dans cet acte punissable, au chef, ä un associö, ä un organe de la so-
cietö ou ä un reprösentant de la maison inscrit au registre du commerce.

La möme mesure peut ötre aussi prise contre le condamne lui-möme.
Art. 38. L'exclusion prövue ä l'art. 37 du prösent arröte est prononcöe

par le Döpartement suisse de l'öconomie publique ä la suite d'une
enquöte dans laquelle la maison intöressee et Toffice de dölivrance sont
entendus.

Cette mesure döfinitive d'exclusion prise par le döpartement peut
etre attaquöe dans les dix jours des sa communication par voie de
recours auprös d'une commission de trois membres nommöe par le Conseil
födöral. Ce recours n'a pas d'effet suspensif.

II n'est entrö en matiöre sur les requötes en revision coneernant les
mesures d'exclusion prises par le döpartement ou les decisions prises par
la commission de recours que si celles-ci se fondent sur des faits nou-
veaux ou nouvellement döcouverts.

E. Dispositions finales

Art. 39. Le prösent arrötö entre en vigueur le 15 octobre 1918.
L'arröte du Conseil födöral coneernant les certificats d'origine (du

25 aoüt 1916) et l'arröte du Conseil fedöral relatif au complöment ä

apporter ä Tarrötö du 25 aoüt 1916 coneernant les certificats d'origine
(du 14 octobre 1916) ne sont plus applicables qu'aux demandes de
certificat d'origine prösentöes avant Tentröe en vigueur du prösent arrötö
et aux actes punissables commis antörieurement ä cette entröe en vigueur.

Art. 40. Le Döpartement suisse de l'öconomie publique est chargö de
Texöcution du prösent arrötö et pourvoit aux instructions et döcisions
nöcessaires ä cet effet.
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